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1 Einleitung

Der Wohnungsmarkt steht zunehmend im öffentlichen Fokus. Während 
sich Investoren Sorgen um die Dauerhaftigkeit des derzeitigen Preisbooms 
machen, sorgen sich Mieter um die Bezahlbarkeit des Wohnraums und dis-
kutieren Politiker, mit welchen Mitteln Haushalte und Investoren unterstützt 
werden können. Dabei wird jedoch häufig übersehen, dass sich der aktuelle 
Preisboom nur auf wenige Ballungsräume und einige Universitäts städte in 
Deutschland bezieht. Grob gerechnet betrifft der starke Wohnungspreisanstieg 
etwa 15 Millionen Menschen in Deutschland, also nicht einmal ein Fünftel 
der Bevölkerung. Weniger beachtet wird, dass in vielen Regionen Deutsch-
lands die Situation eine gänzlich andere ist: Wegfallende Nachfrage, leerste-
hende Häuser und steigende Infrastrukturkosten lösen in Teilen Ostdeutsch-
lands, des Saarlands oder auch in Gegenden Nord- und Süddeutschlands 
Negativspiralen aus, die nicht nur die dortigen Immobilien märkte belasten, 
sondern auch die Finanzierbarkeit der betroffenen Kommunen insgesamt 
infrage stellen. Die vorliegende IW-Position thematisiert die Folgen der Be-
völkerungsschrumpfung für die Immobilienmärkte und diskutiert Lösungs-
ansätze. Aus theoretischer Sicht ist gesellschaftlicher Wohlstand nicht von 
der Zahl der Einwohner und der Bevölkerungsdichte abhängig. Das Problem 
sind immer die notwendigen Anpassungen an die sich verändernden Rah-
menbedingungen, die tendenziell verschleppt werden, da die Prozesse unbe-
merkt beginnen und langsam fortschreiten.

Zentrales Ziel dieser IW-Position ist es daher, zum einen Wissenschaft, 
Politik und Öffentlichkeit für die Probleme des Leerstands zu sensibilisieren 
und zum anderen eine Diskussion über die Handlungsoptionen anzuregen. 
Kapitel 2 beschreibt kurz die demografischen Trends, die sich vor allem auf 
regionaler Ebene stark voneinander unterscheiden. In Kapitel 3 wird aufge-
zeigt, wie sich die Wohnflächennachfrage in Zukunft verändern wird und 
welche Folgen dies für die Preise und für die Leerstände hat. Kapitel 4 er örtert 
darauf aufbauend, warum Leerstand ein gesellschaftliches Problem ist und 
welche Maßnahmen bislang dagegen ergriffen worden sind. In Kapitel 5 wird 
schließlich anhand von zehn Thesen diskutiert, wie das Leerstandsproblem 
gemindert werden kann. Manche der Thesen sind bewusst provokativ und 
sicherlich auch rechtlich bedenklich. Aber diese Publikation möchte möglichst 
offen über dieses Thema sprechen, um nicht von vornherein Optionen zu 
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verwerfen. Schließlich darf nicht vergessen werden, dass die demografisch 
bedingte Schrumpfung ein neues und äußerst komplexes Phänomen ist, für 
das es noch keine Standardlösung gibt. Kapitel 6 fasst die wichtigsten Ergeb-
nisse und zentralen Aussagen zusammen. 

Die demografische Entwicklung  
in Deutschland

2.1 Bevölkerungsschwund und Alterung
Die Bevölkerung in Deutschland wird in den nächsten Jahrzehnten weniger. 

Fraglich ist dabei nicht mehr das Ob, sondern nur noch das Ausmaß der 
Schrumpfung. Grundlegend für jede Bevölkerungsvorausberechnung sind 
Annahmen hinsichtlich der Geburtenhäufigkeit, der durchschnittlichen Le-
benserwartung sowie des Außenwanderungssaldos. Bestandteil der 12. koordi-
nierten Bevölkerungsvorausberechnung sind zwölf Varianten zur weiteren 
Entwicklung der Bevölkerung (Statistisches Bundesamt, 2009). Die erste 
Variante (Variante 1-W1) sieht das Statistische Bundesamt als die wahrschein-
lichste an und bezeichnet diese auch als Basisvariante. Sie geht von einer 
konstanten Geburtenhäufigkeit von 1,4 Kindern pro Frau, einer Zunahme 
der Lebenserwartung in Höhe der letzten Jahrzehnte und einer Nettozuwan-
derung von 100.000 Menschen pro Jahr aus. Diesen Annahmen zufolge 
werden im Jahr 2060 nur 64,6 Millionen Menschen in Deutschland leben, 
was einem Rückgang gegenüber dem Jahr 2008 um 21 Prozent entspricht. 
Selbst wenn von einer Geburtenrate von 1,6 und einer Nettozuwanderung 
von 200.000 Menschen pro Jahr ausgegangen wird (Variante 3-W2), sinkt 
die Zahl der Einwohner in Deutschland um 9 Prozent auf 74,5 Millionen 
Menschen. 

In allen Varianten der Bevölkerungsvorausberechnung wird ein Rückgang 
der Einwohnerzahl prognostiziert. Nur wenn es gelänge, die Geburtenrate 
auf 2,1 Kinder pro Frau ab 2015 zu erhöhen und gleichzeitig eine Nettozu-
wanderung von 100.000 zu erreichen, könnte die Bevölkerungszahl konstant 
bleiben. Alternativ müsste bei heutiger Geburtenrate die Nettozuwanderung 
dauerhaft 400.000 Menschen pro Jahr betragen – ein Wert, der selbst in den 
Jahren 2011 und 2012 mit weit überdurchschnittlicher Zuwanderung  
nicht erreicht wurde. Im Durchschnitt beträgt der Zuzug seit 1991 jährlich 
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